
Aktenzeichen:
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Verkündet

am 20° Juli 1955

I m N a m e n d e e V o l k e e

In Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin u.Rev.Klägerin,

!

gegen

Beklagten, Berufungebeklagten u.Rev.Beklagten,

hat der 3. Senat des Bundeeeozialgerichte auf
die mündliche Verhandlung vom 20. Juli 1955

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landeeeozialgerichts ............ g...}

vom 28„ Juni 1954 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht

zu erstatten, ‘ '

Von Rechts wegen.
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Die klagende Innungskrankenkasse für den Kreis XKKKKX übernahm

am 1„ Oktober 1951 von der Allgemeinen ortskrankenkasse für

den Kreis XKXXKKim Wege der Überführung von Mitgliedern nach
@ 14 Abso 4 des Gesetzes über die Selbstverwaltung und über

Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der Sozialversiche—

rung vom 220 Februar 1951 (BGBlo I So 124) — Selbstverwaltungs—

gesetz — über 2000 Mitglieder„ Die Überführung der Versicher—

ten erfolgte auf Grund einer von dem Versicherungsamt des

Kreises XXKXXK an die beteiligten Krankenkassen gerichteten

Verfügung vom 90 März 19519 wonach die Überführung der Mit—
glieder zur Herbeiführung der Übereinstimmung des Kreises der

Mitglieder der Innung mit dem Kreis der Mitglieder der Innungs—

krankenkassé erfolgen sollteo Eine Vermögensauseinandersetzung

aus Anlaß des Mitgliederübergangs lehnte die Allgemeine Orts—
krankenkasse ab; Die Klägerin beantragte darauf bei dem Ver-

sicherungsamt, die Auseinanderset£ung nach Art„ 2 9 3 der

Sechsten Verordnung zum Aufbau der Sozialversieherung vom 130

März 1935 (BGBl„ I So 491) —6„ AufbauV0 —herbeizuführeno
Das Versicherungsamt legte den Antrag dem Oberversicherungsamt

KKE££XE zur Entscheidung vor? das ihn durch Beschluß vom 300

Januar 1953 zurückwies° Gegen den Beschluß des Oberversiche—

rungsamts erhob die Klägerin beim Landesverwaltungsgericht

IKKXKXX Anfechtungsklage° Entsprechend dem Antrag des Oberver—

_sicherungsamts wurde die Klage durch Bescheid des Landesver—
waltungsgerichts KKKKKX vom 310 Juli 1953 als unbegründet ab—

gewiesen° Das Oberverwaltungsgericht für das Land KKXXXXKXXK

KXXXXXXKZKXÄXKXXXXKK entschied über die hiergegen eingelegte

Berufung bis zum Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes

(10_Januar 1954) nicht mehr und gab die Sache aufgrund von
@ 215 Abso 8 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) an das Landes—

sozialgericht in KZXKK abo

Das Ländessezialgericht hat die Allgemeine Ortskrankenkasse
für den Kreis KKXXKX beigeleden° Es hat die Klage im Einver■

nehmen mit den Beteiligten auf das Oberversicherungsamt
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_ 3 _.

rnrnrrrirrrrxrxxxerirrrrXXX als Beklagten umgestellt und die
Berufung durch Urteil vom 280 Juni 1954 unter Zulassung der

Revision zurückgewiesen( Die Klageumstellung beruht auf dem

_Gesetz zur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes im Lande

7XXXXKXXXXXXXXXXXXXvom eo Dezember 1953 (evenlo für das Land

rrrrrxrirrirnirrrrn 1953I so 412); hiernach sind die Ver—
waltungsaufgaben der allgemeinen und besonderen Oberversiche-

rungsämter in XXKXXXXXX%XKXXXXXXX auf das beklagte Amt über—

gegengen (@ 6)0

Das Landessozialgericht hat die Klagabweisung im wesentlichen

damit begründet, daß das Selbstverwaltungsgesetz aus Anlaß

der in seinem 9 14 vorgeschriebenen Bereinigung des Mitglieder—

bestandes keine Auseinendersetzung unter den beteiligten

Krankenkassen vorgesehen habe„ Die Klägerin könne ihr Verlan—

gen auf Auseinandersetzung auch nicht auf Arto 2 5 3 Abs„ 1

der 60 AufbauV0 stützen; denn diese Vorschrift betreffe Ledig—

lich den Fall der Auswéchslung der Trägerinnungen nach Arto2

@ 1 der 60 AufbauV0° Dieser Reehtsvorgang sei aber schon seit

fast 20 Jahren abgeschlossen; es gehe nicht an, hierauf einen

Antrag.auf Auseinandersetzung zu stützen, nachdem eine Über—

einstimmung der Mitgliederkreise — durch Verwaltungsakt des

Vorsitzenden des Versicherungeamts — erst auf der neuen Rechts—

grundlage des 5 14 Abso @ des Selbstverwaltungsgesetzes herbei—

geführt werden sei° Die durch das Selbstverwaltungsgesetz vor—

genommene Ergänzung des Arto 1 der 60 AufbauV0 durch Einfügung

der Worte "oder anderer gesetzlicher Vorschriften, die das
Handwerksrecht oder die Handwerksorgenisation änderten oder

ändern", habe für die vorliegende Frage keine?3edeutungo

Gegen das Urteil des Lendessozialgerichts XXXXXXKXXXXXXXXXXXX

hat die Klägerin Revision eingelegt und diese begründet° Sie

hat beantragt‚ unter Abänderung des angefochtenen Urteils so«

wie des Bescheids des Landesverwaltungsgerichts XXXXKK vom
31° Juli 1953 den Besbhluß des Oberversicherungsamts XXKKXXZ

vom 30° Januar 1953 aufzuhebeno Die Klägerin stützt ihre Re—
vision auf Verletzung des 5 14 des Selbstverwaltungsgesetzes

_4._.
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sowie des Art° 2 5 3 der 60 Aufbauvoo Sie vertritt die Auf—

fassung, durch @ 14.des Selbstverwaltungsgesetzes‚ wonach

der Vorsitzende des Versicherungsamts die Übereinstimmung

der Mitgliederkreise der Innungen und der Innungskranken—

kassen herbeizuführen habe? sei die Sperrklausel des_Art° 2

5 1 Abs° 3 der 6„ AufbauV0 beseitigt werden, so daß nunmehr

die Vorschrift des Art° 2 @3 Abs° 1 über die Vermögensaus—
einandersetzung "in den Fällen des @ 1 " anzuwenden sei;

der Übergang der Trägerrechte und —pflichten auf die neuen

* Handwerkerinnungen nach Art„ 2 5 1 der 6° Aufbauvo sei die
Ursache für die nach @ 14 des Selbstve waltungsgesetzes zu
beseitigende Inkongruenz der Mitgliederkreisc der Innungen

und Innungskrankenkassen, wenn auch dieser Vorgang sich schon

.vor fast 20 Jahren abgespielt habeo Ordne der Gesetzgeber

jetzt die Herbeiführung der Übereinstimmung der Mitglieder—
kréise

an, so schaffe er damit die Möglichkeit, die durch

den_Wechsel der Trägerinnungen seiner Zeit eingetretene

Nichtübereihstimmung der Mitgliederkreise zu beseitigen‚ was

bis zum Inkrafttreten des Selbstverwaltungsgesetzes nach

Art„ 2 5 1 Abs° 2 S„ 2 und Abs° 3 der 60 AufbauV0 unzulässig

gewesen sei„ Dieses Verbot sei jedoch, wie die gesamte Rege—

lung? vorläufiger Natur gewesen, da der Gesetzgeber sich über

die endgültige Neuordnung noch nicht schlüssig gewesen seio

Der Mitgliederübergang, den Arto'2 @3 der 6„ AufbauV0 im
wesentlichen in seinen finanziellen-Auswirkungen habe re—

geln wollen? sei erst jetzt eingetreten; daher müsse nunmehr

'eine Auseinandersetzung nach Art„ 2 5 3 Abs„ 1 der 60 Aufbau—

VO vorgenommen werden° Das-Selbstverwaltungsgesetz habe eine

Auseinandersetzung nicht ausgeschlossen, gehe vielmehr davon

aus‚ daß sie nach.der 6° AufbauV0 durchzuführen sei‚ so daß

es einer weiteren Regelung im Selbstverwaltungsgesetz nicht

bedurft habeo

Das beklagte Oberversicherungsamt hat um Zurückweisung der

Revision‘gebeteno Es hat zu der Frage seiner Fähigkeit‚ am

Verfahren beteiligt zu sein, ausgeführt9 in Nordrhein—West—

falen sei eine Vorschrift zu % 70 Nr„ 3 SGG nicht ergangeno
Der Begriff "Behörde" in 5 70 Nro 3-SGG sei jedoch im funk-
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tionellen Sinne zu verstehen; daher sei ebenso wie im Verfah«

ren vor den allgemeinen Verwaltungsgerichten in der ehemals

britisch besetzten Zone die verfügende Behörde fähig, auch am

Verfahren vor den Sozialgerichten beteiligt zu sein„

Die beigeladene 0rtskrankehkasse hat ebenfalls beantragt, die

Revision zurückzuweisenc Sie vertritt die Ansicht, daß die

Auswechslung der Trägérinnungen und die Bereinigung.der Mit—

gliederkreise getrennt zu betrachten seien, weil zwischen bei—

den Vorgängen ein Zeitraum von fast zwei Jahrzehnten liege und

weil die Herbeiführung der Übereinstimmung nach 5 14 des
Selbstverwaltungsgesetzes von einem besonderen Verwaltungsakt

des Vorsitzenden des Versicherungsamts abhängig gemacht worden

seio Die 60 AufbauV0 hält sie nur für anwendbar auf Vorgänge,

die sich_in ihrem Rahmen hielten, nicht jedoch auf den erst

durch das Selbstverwaltungsgesetz ermöglichten und vorgeschrie—

benen Mitgliederübergang„ Art„ 2 5 5 Abso 1 der 60 AufbauV0
betreffe nur den Fall der Vereinigung mehrerer Innungskranken—

kassen‚ wenn deren Trägerinnungen vereinigt worden seien(] Bei

der Herbeiführung der Übereinstimmung der Mitgliederkreise von
Innungen und Innungskrankenkassen nach dem Selbstverwaltungs—

gesetz entfalle dagegen eine Auseinandersetzung‚ weil sie im
Gesetz nicht vorgeschrieben seio Auch widerspreohe eine Aus—

einandersetzung in Fällen der vorliegenden Art den Grundsät—

sen der Reichsversicherungsordnung (EVO), die eine Auseinan—

dersetzung beim Übergang von Mitgliedern einer Allgemeinen
Ortskrankenkasse auf eine Innungskrankenkasse nicht kenneo

Die Revision der Klägerin ist naeh 5 162 Abs" 1 Nro 1 SGG

statthaft und, da sie frist— und formgerecht eingelegt ist,

auch zulässig° Sie ist jedoch nicht begründete

I„

Die von dem beklagten Oberversicherungsamt zur Erörterung ge—

stellten Bedenken hinsichtlich seiner Fähigkeit, am Rechts—.

streit beteiligt zu sein? greifen nicht durch (vglo @70 Nr„ 5
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SGG)„ Die Ablehnung des Oberversicherungsamts XXXXXXK, eine
Auseinandersetzung zwischen der klagenden Innungskrankenkasse

und der beigeladenen Ortskrankenkasse durchzuführen, ist ein

mit Klage anfechtbarer Verwaltungsakt‘(ä 25 Abso 1 Satz 1 der
MilitärregierungsverordnungINr,_165, in Kraft seit dem„15o

September1948,v031„Br, Zone1948so 263; é'54 Abs, 1 see),
Die Klage dagegen war nach dem Rechte der Verwaltungsgerichte,

vor denen das Verfahren zunächst sohwebte, gegen die Behörde

zu richten, die den ablehnenden Verwaltungsäkt erlassen hatte
(@ 50 Satz 1 MilRegV0 165)o Hiernach konnte das 0bervérsiche—

rungsamt XXXXXXXverklagt werden, Nach dem Übergang des ReChte—
streits auf das LandessozialgerichtXXXXXXXXKXXXXXXXXXXX (@ 215

Abs, 8 SGG) hat sich die Rechtslage insofern geändert, als
das Oberversicherungsamt'XXXXXXXXXXXXXXXXXKKKXXXXXXZX durch'

Funktionsnachfolge an die Stelle des Oberversicherungsamts

'XXXXXXX getreten ist (© 6 des Gesetzes zur Ausführung des So—

aialgerichtsgesetzes im Lande Nordrhein—Westfalen vom 80 De—.

semher 1953, GVOBl° für das Land Nordrhein—Westfalen I, s, 412)°

Demgemäß ist in dem damals vor dem Landessozialgericht schwe—
benden verfahren das Oberversicherungsamt XXXXXXKZKXKXXXXXXXZ
ii Uvavw an die Stelle des Oberversicherungsamts XXX%$XXde4

treten,

Da jedoch im Verfahren vor den Sozialgerichten Behörden nach

@70 Nr, 3 SGGnur dann fähig sind, amVerfahren beteiligt
zu sein, wenn das Landesrecht dies bestimmt, eine solche Be—
stimmung aber im Lande Nordrhein—Westfalen nicht ergangen ist,

könnten Bedenken gegen die Beteiligung eines Oberversicherungs—

amts am Verfahren vor den Sozialgerichten bestehen, Wie der

Senat jedoch schon in seinem Urteil vom 30 Mai 1955 — 3 BK 1/54

(Sammlung der Entscheidungen des Bundessozialgerichts, Band 1_

Seite 17) — ausgeführt hat, bleibt eine Behörde, auch wenn ihr

nach Landesrecht nicht die Fähigkeit anerkannt ist, an Verfah—

ren v r den Sozialgerichten teilzunehmen (@ 70 Nr, 3 SGG),
doch an einem Verfahren vor dem Bundessozialgericht beteiligt,

sofern die Klage vor-einem Verwaltungsgericht in der briti—

schen Zone schon gegen die Behörde gerichtet war (@ 50 MilRegV0

Nr, 165) und der Rechtsstreit nach @ 215 Abs() 9 SGG vom Bundes—

verwaltungSgericht auf das Bundessozialgericht übergegangen ist,
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Der Senat hat seine Rechtsauffaesung-mit dem besonderen Charak—

ter des 5 215 Abs„ 9 als einer Übergangsvorschrift begründet9 die

eine baldige Entscheidung der schon vor den Verwaltungsgerichten

anhängig gewesenen Streitigkeiten durch das Bundessozialgericht

ermöglichen soll„ Der im Gesetz vorgeschriebene Übergang der beim

Bundesverwaltungsgericht rechtshängigen Sachen auf das Bundesso—

zialgericht schließe es grundsätzlich aus, daß dieser Übergang

zugleich die Unzulässigkeit einer bisher zulässigen Klage zur

Folge haben könne° Zwar handelt es sich im vorliegenden Streit—

fall nicht um den Übergang einer Sache vom Bundesverwaltungsge—

richt auf das Bundessozialgericht, sondern der Streit ist hier

vom Oberverwaltungsgericht XXXXXXXXauf das LandesSozialgericht

rxrrxxxxrnrzm-rXXXxr,gemäß5 215Abs„ 8 sec übel—gegangen.,Es hät—
te daher die Möglichkeit bestanden, im Verfahren vor dem Landes—
sozialgericht nach 5 99 SGG eine Klageänderung dahin vorzunehmen‚

daß die Klage nicht gegen das Oberversicherungsamt, sondern ge-

_gen das Lan KKXXKXXXKXXXXXXXXXX'gerichtet wirdo Diese Abweichung

von der in dem Urteil des Senats vom 30 Mai 1955 behandelten'Ver—

fahrenslage rechtfertigt es jedoch nicht, die tragenden Grundge—

danken dieser Entscheidung nic t auch auf Fälle der vorliegenden

Art anzuwenden° Denn auch im Falle des Übergangs der bei den all-

gemeinen Verwaltungsgerichten anhängigen Verfahren auf die Lan—

ldessozialgerichte nach % 215 Abs„ 8 SGG liegt es im Sinne des Ge—

setzes, daß'dieses Verfahren zwischen den bisherigen Beteiligten

fortgeführt und die Möglichkeit einer Sachentscheidung nicht von

einer Klageänderung abhängig gemacht wird„ Es würde dem Gedanken

des "Übergangs" eines Rechtsstreits von Gerichten.einer Gerichts—
barkeit auf Gerichte einer anderen Gerichtsbarkeit widersprechen,

wenn Rechtsstreitigkeiten, die bereits Zulässig in das Stadium

der Sachprüfung gelangt sind, allein auf Grund des Überganges

wieder in den Bereich der Prüfung der Zulässigkeit der Klage zu—

rückversetzt würden„ Ein solches prozeßökonomisch unerwünschtes

Verfahren liegt nicht im Sinne einer möglichst ungehemmten Fort—

setzung des übergegangenen Rechtsstreits und der vom Gesetzgeber

erstrebten Beschleunigung des Verfahrens vor den Sozialgerichteno

Hiernach gehen die von den Verwaltungsgerichten auf die Sozialge■

richte übergeleiteten Verfahren? soweit das Sozialgerichtsgesetz
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nicht ausdrücklich Einschränkungen vorschreibt (vgl° @215

Abs, 7 letzter Halbsatz, Abs° 8 letzter Halbsatz betr° die

Zulässigkeit der Berufung)
, in der verfahrensrechtlichen

Lage auf die Sozialgerichtsbarkeit über und sind in der Lage'

fortzuführen, in der sie sich beim Übergang befunden habeno

Es ist demnach nicht zu beenstenden, daß im vorliegenden Fall

die Klage vor dem Landesscaielgéricht und nunmehr vor dem
Bundessozialgericht gegen das beklagte Oberve13icherungsamt

lilXXYXÄXXX$YXXXYYX gerichtet ist

110

Die Sachentscheidung hängt dav0n ab, ob die Klägerin aus An—
laß der Übernahme von über 2000 Mitgliedern einen Anspruch

gegen das beklagte 0berversicherungsamt auf Herbeiführung der

Auseinendersetzung mit der beigeladenen Allgemeinen-Ortskran—

kenkesse hato Bei der Prüfung dieser Frage ist davon auszu—
gehen, daß das Selbstverwaltungsgesetz keine Vorschrift ent—

hält, wonach die Herbeiführung der-Übereinstimmung der Mita
glieder nach @ 14 auch zu einer Auseinandersetzung der an der

Herbeiführung beteiligten Krankenkassen führto Eine solche

besondere Vorschrift wäre indessen notwendig, weil nach den

Vorschriften der RVG(vgl @@285Abs° 1 und 298Abs° 1) nicht
jede Veränderung, die im Mitgliederbestand von Krankenkesr 3en

untereinander eintritt, auch eine vermögensrechtliche Aus—

einandersetzung zur Folge hat (ebenso Schreiben des Reichs—

arbeitemingsjerä vom 190 November 1938 —IIa 16087/58„Ah‚

IV 80 480; 339933333, Handbuch der Sozielversichérung 1° bis
40 Auflage, Stand 15,801954, Bd° I 8° 336, V 2° Abso; 39393g,

Handbuch der Krankenversioherung @ 298 Erl,_1 a; Grundsätz—

liche Entscheidung des RVA Nr 1902, AN„ 1914 S° 723)° Eine
Auseinandersetzung ist hiernach nur vorzunehmen, soweit sie

« ausd1ücklich in einer gesetzlichen Bestimmung vorgeSchrieoen

ist° Da das Selbstverwaltuhgsg@sctz eine Auseinsndersetzung

anläßlich der von ihm in 5 14 näher geregelten_Herbeiführung

“der Übereinstimmung des Kreises der Mitglieder von Innungen

..9..
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und Innungskrankenkassen, die an sich als Grund einer Auseinane

dersetzung in Frage käme, nicht vorgeschrieben hat (@ 18 Abso 4

Ziffo } betrifft andere Fälle), so ist zu prüfen, ob sonstige

Vorschriften eine Auseinandersetzung erfordern,

Demgemäß hat das Vordergericht zutreffend erörtert, ob der An—

spruch auf Auseinandersetzung nach,Art° 2 5 3 Abs° 1 der 60 Auf—

bauV0 begründet ist, Es hat dabei mit Recht angenommen, daß die

60 AufbauV0 nieht deshalb unwirksam geworden ist, weil das Selbst—.

verwaltungsgesetz die für die Verordnung geltende Ermächtigungs—

grundlage — Abschnitt II Art° 6 des Gesetzes über den Aufbau der

Sozialversicherung vom 50 Juli 1934, BGBl° I S, 577 —in 5 18
Abs, 3 Ziff, 1 außer Kraft gesetzt hat; denn der Fortfall einer

Ermächtigung berührt grundsätzlich nicht die Gültigkeit der auf

Grund der Ermächtigung bereits erlassenen Vorschriften (vgl° XL

Mäpgpldt, Komm, z, Bonner Grundgesetz, Erl„ 3 c zu Art, 129,

sowie im Ergebnis auch äraphpgnn a‚a„00, Bd° 1, 8° 332 a — je—

weils mit_weiteren Hinweisen), Für die Fortgeltung der 60 Auf—

bauV0 spricht im übrigen auch die Tatsache, daß Art° 1 der VO

noch durch 5 14 Abs, 4 des Selbstverwaltungsgesetzes eine er—'

-wéiterte Fassung erhalten hat,

Es bedarf demnach der Prüfung, ob die Vorschriften der 6, Auf_

bauV0 auf die Fälle des Übergangs von Mitgliedern einer All—

gemeinen Ortskrankenkasse auf eine Innungskrankenkasse, der

auf Grund des Selbstverwaltung3gesetzes vom Vorsitzenden des

Versicherungsamts herbeigeführt wurde, anzuwenden sind, Nach

Art, 2 5 3 Abs, 1 der 6. AufbauV0 findet, soweit erforderlich,

eine Auseinandersetzung "in den Fällen des 3 l" der 6, Auf—u—l—wmnb-vthu—«n.i——■—nhn ...,

bauV0 statt, Nach diesem insoweit eindeutigen Wortlaut der

Verordnung ist demnach die Auseinandersetzung beschränkt auf

die in Art, 2 5 1 angeführten Fälle, Der Inhalt dieser Ver—
schrift ergibt sich aus der Entstehungsgeschichte und dem Zu—

sammenhang der sonstigen Vorschriften der 6“ Aufbau'v’0° Wie

das Landessozialgericht zutreffend näher dargelegt hat, be—

zweckte die 6, AufbauV0 eine vorläufige Anpassung des Rechts

der Innungskrankenkassen an die Neuordnung des Handwerksrechts,
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wie sie durch das Gesetz über den vorläufigen Aufbau des_

Deutschen Handwerks vom 290 November 1933 (BGBl° 1 So 1015)

und die Erste Verordnung über den vorläufigen Aufbau des

DeutschenHandwerksvom15„ Juni 1934(RGB1QI 80493)her—
beigeführt werden war° Die vorher bestehenden freien Innun—

gen (Zusammenschlüsse von Handwerkern und Gewerbetreibenden

aller Art) und fakultativen Zwangsinnungen (Innungen mit Bei«

trittszwang auf Grund von Mehrheitsbeschlüseen der beteilig—

ten eelbetändigen Handwerker) wurden geschlossen; der organi—

satorische Zusammenschluß der Hand■erker erfolgte nunmehr

in Pflichtinnungen, die alle in die Handwerksrolle einge—

tragenen Handwerker eines Handwerkszweiges (oder verwandter

Händwerkszweige) umfaßten„ Dabei sollten sich die Bezirke

der neuen Pflichtinnungen in der Regel mit den Bezirken von

Stadt— und Landkreisen decken (@ 6 Abs„ 2 der VO vom 15060

1934), was häufig eine Vergrößerung der neuen Innungsbezirke

gegenüber den Be2irken der alten Innungen zur Folge hatte

(zur Entwicklung des Handwerksrechts vglo ägrtmannp.Neues‘n‘-.! wun-

Handwerksrecht, 3° Aufl„ 1938 Bd° 1 So 9 ff; Eartmann:?hilip39

Handwerksrecht — Handwerksordnung, Darmstadtherlin 1954, S„

1 ff; ÄQÄP29ä23393199?959915392£39£9 Die neue Handwerksord—

nung, Köln 1954; So 4 ff)o Diese Änderung des Handwerksrechts
im Jahre 1934 brachte für die Innungen Verschiebungen der
.Mitgliederbestände mit sich, da die neuen Innungen vielfach

andere Mitglieder umfaßten als die alten„ Die Auswirkungen

auf die Sozialversicherung bestanden vornehmlich darin„ daß

durch die Schließung der früheren Handwerksinnungen die von
ihnen errichteten Innungekrankenkassen ihre Trägerkörper—

schaften verloren und daher nach 5 279 Nr„ 2 RVO zu_schließen

gewesen wären„ Um diese Rechtsfolge nicht eintreten zu las—

sen, ist in Art„ 1 der 6„ AufbauV0 bestimmt, daß bei Schlies—

sung der Innung (Innungen) die von ihr errichtete Innungs—

krankenkasse abweichend von 5 279 Nr„ 2 RVO nicht geschlos—

sen wird() In Art„ 2 @ 1 Abs„ 1 und Abs„ 2 Satz 1 der 60 Auf—
'bau'0

werden ferner den Innungskrankenkassen die neu errich—

teten Handwerkerinnungen als Trägerinnungen zugeordneto Dem—
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gemäß gingen die Rechte und Pflichten einer geschlossenen Hand;

werksinnung , die eine Innungskrankenkasse errichtet hatte,

nach Art„ 2 9 1 Abs„ 1 insoweit auf die an ihrer Stelle neu er—

‚ richtete Handwerkerinnung über; umfaßte die frühere Träger—

innung auch nichthandwerkliche Berufe„ so gingen ihre Rechte

*nd Pflichten nach Arto 2 5 1 Abs, 2 Satz 1 ausschließlich auf

die neue Handwerkerinnung über° — Diese "AusweChsluhg der Trä—

gerinnungen" hatte zur Folge, daß die in 5 250 RVG grundsätz—

lich vorgesehene Übereinstimmung zwischen dem Mitgliederkreis

der Innung einerseits und dem Mitgliederkreia der Innungskran—

kenkasse andererseits weitgehend verloren ging„ Um sie wieder—

herzustellen„ hätte eine Bereinigung des Mitgliederbestandes

der Innungskrankenkassen durch Zuführung bisher bei anderen

Krankenkassen versicherter Mitglieder und Abgabe der nicht

mehr zur Innung gehörenden Versicherten erfolgen müssen° Durch

Arto.2 @1 Abs„ 3 der 6° AufbauV0 ist jedoch Eine Erweiterung
des bisherigen Mitgliederkreises_einer Innungskrankenkasse

aus
Änlaß des Übergangs der Trägerrechtc und Trägerpflichten

auf die neuen Innungen ausdrücklich ausgeschlossen werden;
Arte 2 @ 1 Abs„ 2 Satz 2 der Verordnung schreibt in ähnlichem
Sinn

vor, daß auch
bei Innungskrankenkassen, die von einer ge—

mischten Innung.errichtet waren, die Angehörigen nichthand-

werklicher Betriebe vorläufig Mitglieder der Innungskranken—
hassen bleiben„

Eine Änderung dieser Rechtslage brachte erst das Gesetz über.

die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung vom 220 Feb—

ruar 19510 Soweit nämlich infolge der Änderungen des Hand—
werksrechts eine Übereinstimmung des Kreises der Mitglieder

von Innungén mit dem Kreis der Mitglieder von Innungskranken—

Rassen nicht mehr bestand, waren die Vorsitzenden der Ver—

sicherungsämter nach 5 14 Abso 4 des Gesetzes gehalten,
nun—

mehr die Übereinstimmung der Mitgliederkreise herbeizuführen°

Diese neuere Entwicklung des Rechts der Innungskrankenkassen

durch das Selbstverwaltungegesetz des Jahres 1951 kann für

die Auslegung der schon im Jahre 1935 ergangenen 60 Aufbau—

VO grundsätzlich nicht herangezogen werden° Es ist vielmehr
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bei Prüfung der Frage, was unter‘"dgn_■ällpp_dgg■ß_l■ zu ver—
stehen ist, in denen, soweit erforderlich, nach Art. 2 5 3

Satz 1 der 6. AufbauV0 eine Auseinandersetzung stattfinden

soll, von der damaligen, durch die 6. AufbauV0 geschaffenen
gesamten Rechtslage auszugehen. Danach ist es aber ausge—

SChlossen, daß mit "den Fällen des © 1" die Fälle eines Über—

gangs von Mitgliedern einer Ortskrankenkasse auf eine In—

nungskrankenkasse aus Anlaß des Übergangs der Trägerrechte

auf die neuen Pflichtinnungeh gemeint sind; denn eine solche

Erweiterung des Mitgliederbestandes der Innungskrankehkassen

war gerade durch Art. 2 @ 1 Abs. 5 der 6. AufbauV0 ausge—

schlossen und konnte daher nicht Gegenstand einer Regelung

in der Verordnung sein. Wenn demgegenüber die Revisionsklä—

gerin die Meinung vertritt, daß diese “Sperrvorschrift” aus
dem Jahre 1935 nur vorläufigen Charakter hatte und daher

eine Auseinandersetzung gemäß Art. 2 5 3 der Verordnung nun;

mehr stattzufinden habe, nachdem durch 5 14 des Selbstverwal—
tungsgesetzes vom 22. Februar 1951 jene Sperrvorschrift ge—
genstandslos geworden ist, so kann ihr nicht gefolgt werden.

Zwar ist der Revisionaklägerin zuzugeben, daß die Vorschrif—

- ten der 6. AufbauV0 keine endgültige Regelung treffen woll-

ten und daß der Gesetzgeber ihre Ergänzung oder auch Ände—

rung in Aussicht genommen hatte. Aber auch dieser vorläufi—

ge Charakter der 6. AufbauV0 vermag nicht die Annahme zu
rechtfertigen,

daß sie bereits eine Regelung für einen künf—

tigen, damals noch ganz ungewissen Rechtsaustand schaffen

wollte; jedenfalls müßte eine solche gesetzestechnisch ganz

ungewöhnliche Regelung im Wortlaut der Verordnung in irgend—

einer Weise zum Ausdruck gekommen sein, was nicht geschehen

ist.

‘Es bedarf auch nicht einer solchen gesuchten Auslegung der

Vorschrift des Art. 2 5 3 der 6. AufbauV0 über die Auseinan—

dersetzung "in den Fällen des 5 1", da Sie auch ohne Anwen—

dung auf die Fälle einer erst auf Grund des Selbstverwaltungs—
gesetzes herbeigeführten Mitgliederbereinigung zwischen

. \
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Ortskrankenkassen und Innungskrankenkassen-einen guten Sinn

hate Da nämlich die neuen Trägerinnungen — wie dargelegt —
vielfach für größere Bezirke zuständig waren als die aufge—

lösten Innungen, konnte es vorkommen, daß zum_Bezirk einer

neuen Handwerkerinnung mehrere Innungskrankenkassen des

gleichaa Handwerkszweiges gehörten, für die also jetzt die

gleiche Innung Trägerkörperschaft war() Nun bestimmt 5 276

Abso 2 EVO, daß Innungskrankenkassén zu vereinigen sind,

wenn ihre Innungen vereinigt werden, und es ist der bei-

geladenen Ortskrankenkasse zuzustimmen, wenn sie diese

Vorschrift sinngemäß auch auf die hier in Betracht kommen—

den Fälle_angewandt wissen will, in denen — auf Grund des

Art, 2 5 1 der 60 AufbauV0 — eine neue Innung Trägerinnung
für mehrere Innungskrankenkassen wurde, In solchen Fäl—

len einer Vereinigung v0n Innungskrankenkassen hatte nach

@285 Abs, 1 RVGeine Aueeinandersetzung zwischen den
Innungskrankenkassen stattzufinden, Diese Fälle betrifft

Arte 2 @3'Abe„ 1 Satz 1 der 6„ AufbauV0„In dieser Sicht
haben auch die Worte in Art.) 2 5 3 Abs, 1 "soweit erfor«
derlich" ihre Bedeutung; sie besagen, daß eine Aussinah—

dersetzung im Zusammenhang mit der Auswechslung der Trä—

gerinnungen stattzufinden hat, soweit dies nach den Vor—

schriften der BVG (vgl° @@285 Abs, 1 ,
298) erforderlich

st, Die Auseinandersetzung selbst soll alsdann in ent—p

sprechender Anwendungder Vorschriften der RVOvon dem
Vorsitzenden des Oberversicherungsamts herbeigeführt wer—
den,

Gegen den von der Klägerin geltend gemachten Anspruch auf

Auseinandersetzung spricht auch, daß das Selbstverwaltungs—

gesetz die Bereinigung des Mitgliederbestandes und das

dabei anzuwendende Verfahren in © 14 eingehend geregelt

und auch in @ 18 für Fälle anderer Art (Wiedererrichtung

geschlossener Krankenkassen) besondere Vorschriften über

die Auseinandersetzung getroffen hat; daher ist auch die

Annahme gerechtfertigt, daß der Gesetzgeber,_wenn er aus
Anlaß der Bereinigung des Mitgliederbestandes wischen
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Ortskrankenkassen und Innungskrankenkassen nach 5 14 des

Selbstverwaltungsgesetzes_entgegen den allgemeinen Vorschrif—

ten der EVO eine Auseinandersetzung für erforderlich gehal—

ten hätte, dies im Selbstverwaltungsgesetz selbst zum Aus— '

durch gebracht hätte° '

Nach alledem steht der Klägerin ein Anspruch auf Herbei—

führung einer Auseinander3etzung nicht zu„ Ihre Revision

War daher als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentschéidung beruht auf 5 195 SGG„
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